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Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 9
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Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 9 (Beschlussfassung über die  
Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien, einschließlich der  
Ermächtigung zur Einziehung erworbener eigener Aktien und Kapitalherabsetzung 
sowie zum Ausschluss des Bezugsrechts)
Gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG  
erstattet der Vorstand zu Tagesordnungspunkt 9 der Hauptversammlung über 
die Gründe für die Ermächtigung zum Ausschluss eines eventuellen Andie­
nungsrechts der Aktionäre beim Erwerb eigener Aktien sowie zum Ausschluss 
des Bezugsrechts der Aktionäre bei der Verwendung der erworbenen eigenen 
Aktien den nachfolgenden Bericht:

Die von der ordentlichen Hauptversammlung am 13. Juni 2018 erteilte Ermäch­
tigung der Gesellschaft, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien bis zu 
insgesamt 10 % des Grundkapitals zu erwerben, läuft am 12. Juni 2023 aus. Von 
dieser Ermächtigung hat die Gesellschaft noch keinen Gebrauch gemacht. Um 
aber auch in Zukunft in der Lage zu sein, eigene Aktien zu erwerben, soll die Ge­
sellschaft erneut zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien ermächtigt 
werden. Damit die Gesellschaft auch zukünftig zu Aktienrückkäufen und der 
Verwendung der erworbenen Aktien ermächtigt ist, soll eine neue Ermächti­
gung beschlossen werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der ordentlichen Hauptversammlung am 
23. Mai 2023 unter Tagesordnungspunkt 9 daher vor, die Gesellschaft zu er­
mächtigen, bis zum 22. Mai 2028 eigene Aktien der Gesellschaft im Umfang von 
bis zu 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung dieser Ermächtigung bzw. – 
falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächti­
gung bestehenden Grundkapitals zu erwerben. Mit dieser Ermächtigung soll die 
Möglichkeit von Aktienrückkäufen und der Verwendung der erworbenen Ak­
tien geschaffen werden. Die eigenen Aktien sollen sowohl durch die Gesellschaft 

selbst als auch durch abhängige oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft ste­
hende Unternehmen oder von Dritten für Rechnung der Gesellschaft oder von 
ihr abhängiger oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehender Unterneh­
men erworben werden können.

a)	 Erwerb

	 Der Erwerb der eigenen Aktien kann über die Börse oder im Weg eines 
öffentlichen Erwerbsangebots erfolgen. Bei dem Erwerb ist der Grundsatz 
der Gleichbehandlung der Aktionäre gemäß § 53a AktG zu wahren. Der vor­
geschlagene Erwerb über die Börse oder im Weg des öffentlichen Erwerbs­
angebots trägt dem Rechnung. 

	 Sofern bei einem öffentlichen Erwerbsangebot die Anzahl der angedienten 
Aktien das von der Gesellschaft vorgesehene Erwerbsvolumen übersteigt, 
erfolgt der Erwerb quotal nach dem Verhältnis der angedienten Aktien je 
Aktionär. Ausschlaggebend ist insoweit das Verhältnis der Anzahl der jeweils 
von einzelnen Aktionären angebotenen Aktien zueinander. Dagegen ist 
nicht maßgeblich, wie viele Aktien ein Aktionär, der Aktien zum Verkauf an­
bietet, insgesamt hält. Denn nur die angebotenen Aktien stehen zum Kauf. 
Darüber hinaus wäre eine Überprüfung des Aktienbestandes des einzelnen 
Aktionärs nicht praktikabel. Insoweit ist ein eventuelles Recht der Aktionäre 
zur Andienung ihrer Aktien ausgeschlossen. 

	 Dabei kann jedoch unabhängig von den von dem Aktionär angedienten 
Aktien ein bevorrechtigter Erwerb geringer Stückzahlen von bis zu hundert 

HV 2023 | 2



Bericht des Vorstands 
zu Tagesordnungspunkt 9

(100) Aktien je Aktionär vorgesehen werden. Aktien mit einem vom Aktio­
när festgelegten Andienungspreis, zu dem der Aktionär bereit ist, die Aktien 
an die Gesellschaft zu veräußern, und der höher ist als der von der Gesell­
schaft festgelegte Kaufpreis, werden bei dem Erwerb nicht berücksichtigt. 
Diese Möglichkeiten dienen dazu, gebrochene Beträge bei der Festlegung der 
zu erwerbenden Quoten und kleinere Restbestände zu vermeiden und damit 
die technische Abwicklung zu erleichtern. Auch insoweit wird daher ein 
eventuelles Recht der Aktionäre zur Andienung ihrer Aktien ausgeschlossen. 

b)	 Veräußerung und anderweitige Verwendung

	 Gemäß der vorgeschlagenen Ermächtigung können die von der Gesellschaft 
erworbenen eigenen Aktien – mit oder ohne Herabsetzung des Grundkapi­
tals – eingezogen oder durch öffentliches Angebot an alle Aktionäre oder 
über die Börse wieder veräußert werden. Mit den beiden letzten Möglichkei­
ten wird auch bei der Veräußerung der eigenen Aktien das Recht der Aktio­
näre auf Gleichbehandlung gewahrt. Daneben können die von der Gesell­
schaft erworbenen eigenen Aktien für weitere Zwecke verwendet werden; 
dabei kann das Bezugsrecht der Aktionäre ganz oder zum Teil ausgeschlos­
sen werden bzw. ist das Bezugsrecht der Aktionäre notwendigerweise aus­
geschlossen:

aa)	Bei einer Veräußerung der eigenen Aktien durch ein öffentliches Ange­
bot an alle Aktionäre soll der Vorstand berechtigt sein, das Bezugsrecht 
der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats für Spitzenbeträge aus­
zuschließen. Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ist er­
forderlich, um eine Abgabe erworbener eigener Aktien im Wege eines 
Veräußerungsangebots an die Aktionäre technisch durchführbar zu ma­
chen. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlosse­
nen Aktien werden entweder durch Verkauf an der Börse oder in sonsti­
ger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. 

bb)	Außerdem soll es dem Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats mög­
lich sein, eigene Aktien gegen Sachleistungen, insbesondere im Rahmen 
von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum (auch mittelbaren) 
Erwerb von Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen oder Beteili­
gungen, als Gegenleistung für von mit der Gesellschaft nicht verbunde­
nen Dritten (insbesondere Dienstleistern) erbrachte Leistungen sowie 
zum (auch mittelbaren) Erwerb von Vermögensgegenständen oder An­
sprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen, einschließlich 
Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften an­
bieten und übertragen zu können. Die vorbezeichneten Aktien können 
darüber hinaus auch zur Beendigung bzw. vergleichsweisen Erledigung 
von gesellschaftsrechtlichen Spruchverfahren bei verbundenen Unter­
nehmen der Gesellschaft verwendet werden. Das Bezugsrecht der Aktio­
näre soll insoweit jeweils ausgeschlossen werden. Die vorgeschlagene Er­
mächtigung soll die Gesellschaft im Wettbewerb um interessante 
Akquisitionsobjekte stärken und ihr ermöglichen, schnell, flexibel und 
liquiditätsschonend auf sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb zu re­
agieren. Dem trägt der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre Rechnung. Die Entscheidung, ob im Einzelfall eigene Aktien 
oder Aktien aus einem genehmigten Kapital genutzt werden, trifft der 
Vorstand, wobei er sich allein vom Interesse der Gesellschaft und der 
Aktionäre leiten lässt. Bei der Bewertung der eigenen Aktien und der Ge­
genleistung hierfür wird der Vorstand sicherstellen, dass die Interessen 
der Aktionäre angemessen gewahrt werden. Dabei wird der Vorstand den 
Börsenkurs der Aktie der Gesellschaft berücksichtigen; eine schemati­
sche Anknüpfung an einen Börsenkurs ist nicht vorgesehen, insbeson­
dere damit einmal erzielte Verhandlungsergebnisse durch Schwankun­
gen des Börsenkurses nicht wieder in Frage gestellt werden können.
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cc)	 Die erworbenen eigenen Aktien sollen vom Vorstand mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats auch gegen Barleistung unter Ausschluss des Bezugs­
rechts der Aktionäre an Dritte veräußert werden können, sofern der Ver­
äußerungspreis je Aktie den Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft 
zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Mit 
dieser Ermächtigung wird von der in § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG in ent­
sprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zugelassenen Mög­
lichkeit des vereinfachten Bezugsrechtsausschlusses Gebrauch gemacht. 
Dadurch wird der Vorstand in die Lage versetzt, schnell und flexibel die 
Chancen günstiger Börsensituationen zu nutzen und durch eine markt­
nahe Preisfestsetzung einen möglichst hohen Wiederverkaufspreis zu er­
zielen und damit regelmäßig eine Stärkung des Eigenkapitals zu errei­
chen oder neue Investorenkreise zu erschließen. Dem Gedanken des 
Verwässerungsschutzes der Aktionäre wird dadurch Rechnung getragen, 
dass die Aktien nur zu einem Preis veräußert werden dürfen, der den 
maßgeblichen Börsenkurs nicht wesentlich unterschreitet. Die endgül­
tige Festlegung des Veräußerungspreises für die eigenen Aktien ge­
schieht zeitnah vor der Veräußerung. Der Vorstand wird einen eventuel­
len Abschlag vom Börsenkurs so niedrig bemessen, wie dies nach den 
zum Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden Markbedingungen 
möglich ist. Der Abschlag vom Börsenpreis zum Zeitpunkt der Ausübung 
der Ermächtigung wird keinesfalls mehr als 5 % des aktuellen Börsen­
kurses betragen. Die Ermächtigung gilt mit der Maßgabe, dass die unter 
Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % des 
Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und zwar weder zum Zeit­
punkt der Beschlussfassung noch zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Er­
mächtigung. Auf diese Begrenzung sind diejenigen Aktien anzurechnen, 
die während der Laufzeit der Wiederveräußerungsermächtigung in di­
rekter oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG aus­
gegeben oder veräußert wurden. Hierunter fallen auch die Aktien, die 

zur Bedienung von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen oder 
Genussrechten mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- 
oder Optionspflichten ausgegeben wurden, soweit diese Schuldver­
schreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu diesem 
Zeitpunkt unter Bezugsrechtsausschluss entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG ausgegeben wurden. Mit diesen Maßgaben werden die Vermögens- 
und Stimmrechtsinteressen der Aktionäre bei diesem Weg der Veräuße­
rung eigener Aktien angemessen gewahrt. Die Aktionäre haben grund­
sätzlich die Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote zu vergleichbaren 
Bedingungen durch einen Kauf von Aktien über die Börse aufrechtzuer­
halten. Im Übrigen liegt die Ermächtigung im Interesse der Gesellschaft, 
weil sie ihr zu größerer Flexibilität verhilft und die Möglichkeit schafft, 
den Aktionärskreis auch durch die gezielte Ausgabe von Aktien an Ko­
operationspartner, institutionelle Investoren oder Finanzinvestoren zu 
erweitern. Die Gesellschaft soll dadurch auch in die Lage versetzt werden, 
auf günstige Börsensituationen schnell und flexibel reagieren zu kön­
nen.

dd)	Außerdem soll die Gesellschaft eigene Aktien auch zur Bedienung  
von Erwerbspflichten oder Erwerbsrechten auf Aktien der Gesellschaft 
aus und im Zusammenhang mit Wandel- oder Optionsschuldverschrei­
bungen oder Genussrechten mit Wandlungs- oder Optionsrechten 
verwenden können, die von der Gesellschaft oder einer ihrer Konzern­
gesellschaften ausgegeben wurden. Hierzu muss das Bezugsrecht der 
Aktionäre ausgeschlossen sein. Dies gilt auch im Fall einer Veräußerung 
eigener Aktien durch öffentliches Angebot an alle Aktionäre für die Mög­
lichkeit, den Gläubigern solcher Instrumente ebenfalls Bezugsrechte auf 
die Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen zustünde, wenn 
die jeweiligen Wandlungs- oder Optionsrechte bereits ausgeübt worden 
wären (Verwässerungsschutz). 
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ee)	 Ferner ist vorgesehen, dass eigene Aktien zur Durchführung einer so­
genannten Aktiendividende (Scrip Dividend) verwendet werden können. 
Bei der Aktiendividende unter Verwendung eigener Aktien wird allen 
Aktionären angeboten, ihren mit dem Gewinnverwendungsbeschluss 
der Hauptversammlung entstandenen Anspruch auf Auszahlung der 
Dividende abzutreten, um im Gegenzug eigene Aktien zu beziehen. Der 
Vorstand soll in diesem Zusammenhang ermächtigt sein, das Bezugs­
recht der Aktionäre ganz oder teilweise auszuschließen, um eine Aktien­
dividende zu optimalen Bedingungen durchführen zu können.

ff)	 Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht schließlich vor, dass erworbene 
eigene Aktien ohne einen weiteren Hauptversammlungsbeschluss ein­
gezogen werden können. Die Einziehung der eigenen Aktien führt 
grundsätzlich zur Herabsetzung des Grundkapitals der Gesellschaft. Der 
Vorstand wird aber auch ermächtigt, die eigenen Aktien ohne Herabset­
zung des Grundkapitals gemäß § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG einzuziehen. Da­
durch würde sich der Anteil der übrigen Aktien am Grundkapital gemäß 
§ 8 Abs. 3 AktG (rechnerischer Nennbetrag) anteilig erhöhen. Bei den bei­
den genannten Wegen wird der aktienrechtliche Gleichbehandlungs­
grundsatz gewahrt.

Die Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss gemäß vorstehenden lit. bb) 
bis einschließlich dd) gelten mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss des Be­
zugsrechts ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht über­
schreiten dürfen, und zwar weder zum Zeitpunkt der Beschlussfassung noch 
zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung. Auf diese Begrenzung sind 
diejenigen Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit der Wiederveräuße­
rungsermächtigung in direkter oder entsprechender Anwendung von § 186  
Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert wurden. Hierunter fallen auch die 
Aktien, die zur Bedienung von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen 

oder Genussrechten mit Wandlungs- oder Optionsrecht ausgegeben wurden, 
soweit diese Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
bis zu diesem Zeitpunkt unter Bezugsrechtsausschluss entsprechend § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ausgegeben wurden.

Von der Ermächtigung kann hinsichtlich solcher Aktien der Gesellschaft Ge­
brauch gemacht werden, die aufgrund dieser oder aufgrund früherer Ermächti­
gungen zum Erwerb eigener Aktien erworben wurden.

Der Vorstand wird der jeweils einer etwaigen Ausnutzung der Ermächtigung 
zum Erwerb eigener Aktien folgenden Hauptversammlung nach § 71 Abs. 3 Satz 1 
AktG, gegebenenfalls in Verbindung mit § 160 Abs. 1 Nr. 2 AktG, berichten.

Neutraubling, April 2023

Krones Aktiengesellschaft

Der Vorstand

Christoph Klenk
CEO

Uta Anders
cfo

Thomas Ricker
cso

Ralf GoldbrunnerMarkus Tischer
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